
Bundessozialgericht

2 RU60,8„
Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

Kläger und Revisionskläger,
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 26. Juni 1985

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig-

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 8. August 198“ wird

zurückgewiesen.
‚„ {„

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Dem Kläger wurde wegen der Folgen seines
Arbeitsunfalles

am

13. Oktober 19#? das Bein im Bereich des rechten Unterschenkels

im untersten Drittel amputiert. Er bezieht aufgrund des Beschei-

des vom 8. November 1961 Verletztenrente nach einer Minderung
.

der Erwerbsfähigkeit (MdB) um HO vH. Als Unfallfolgen sind fest—

gestellt: "Verlust des rechten Beines im Unterschenkel, erheb—

liche Abmagerung der Oberschenkelmuskulatur‚ Minderung der Ver-

schieblichkeit der rechten Kniescheibe".

Durch Bescheid vom 23. Mai 1978 lehnte die Beklagte einen Antrag

des Klägers vom 7. März 1978 ab, seine Verletztenrente gemäß

5 627 der Reichsversicherungsordnung (RVG) nach einer MdB um

50 vH neu
feat2ustellen (Widerspruchsbescheid vom 25. Oktober

1979).

Vor
dem Sozialgericht (SG) ist der

Facharzt
für

Chirurgie

Dr. med. G am 23. Januar 1979 als Sachverständiger zu dem

Ergebnis gekommen, die
unfallbedingte

MdB betrage beim Kläger

750
vH. Das SG hat daraufhin die Beklagte verurteilt, dem Kläger

Verletztenrente nach einer MdE um 50 vH ab Antragstellung zu

zahlen (Urteil vom 23. Januar 1979).

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt.
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Das Landessozialgericht (LSG) hat am 13. Juni 1979 Professor

Dr. E als Sachverständigen gehört, der abschließend aus—

geführt hat, daß eine Veränderung in den Befunden nicht einge—

treten
sei‚

heute würde er den MdE-Grad aufgrund neuer Beurtei-

lungsunterlagen auf 50 vH schätzen. Das LSG hat durch Urteil vom

12. Dezember 1979 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage

abgewiesen, da die Beklagte aufgrund des Urteils des Bundesso-

zialgerichts (BSG) vom 23. August 1973 (ZfS 1973, 283) nicht

davon
überzeugt zu sein brauchte, daß im Rahmen des 5 627 EVO die

Änderung der Bewertungssätze für die unfallbedingte MdE der Än-

derung der Rechtsprechung gleichzusetzen sei und eine Verletzung

des Gleichheitssatzes gegenüber neuen Bewertungen vorliege.

Der erkennende Senat hat auf die Revision des Klägers durch Ur—

teil vom 30. September 1980 (2 RU 31/80) die Entscheidung des

LSG aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Berufungsgericht
zurückverwiesen.

Er hat ua

ausgeführt:
Zu der Überzeugung, daß eine Leistung zu niedrig

festgestellt worden sei, könne der Versicherungsträger auch auf-

grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse zB über die Bewertung

der MdE bei bestimmten Unfallfolgen gelangen. 8 627 RVG betreffe

nicht nur die Fälle, in denen der Versioherungsträger bereits im

Zeitpunkt der früheren Feststellung nach den damals vorliegenden

wissenschaftlichen
Erkenntnissen von der Unrichtigkeit seiner

Entscheidung hätte überzeugt sein müssen. Eine Neufeststellung

nach 5 627 RVO komme auch dann in Betracht, wenn eine höhere Be—

wertung der MdE deshalb erfolgen müßte, weil sich die früheren

Tatsachenfeststellungen im Hinblick auf neuere Erkenntnisse der
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medizinischen Forschung als unhaltbar erwiesen hätten.

Das
BSG hat

eine Aufstellung der Beklagten über die in ihrem Zu-

ständigkeitsbereich bei unfallbedingtem Unterschenkelverlust
festgestellten

MdB-Sätze angefordert. Auf Anfrage des LSG hat

sich
der ärztliche Direktor des Berufsgenossenschaftlichen Un—

fallkrankenhauses Hamburg Dr. Z
junter

dem 11. Januar 1982

dahin geäußert, daß in der Bewertung der unfallbedingten MdB in

der gesetzlichen Unfallversicherung eine Änderung der Beurtei-

lungegrundlägen in den Jahren 1961 bis 1982 nicht eingetreten

sei.

Das LSG hat durch Urteil vom 24. März 1982 das Urteil des SG

aufgehoben und die Klage abgewiesen, da die Beklagte nicht davon

überzeugt iS des 5 627 RVO aF zu sein brauchte, daß die Fest-

stellung der unfallbedingten MdB des Klägers unrichtig sei.

Nach Verkündung
dieses Urteils hat der Große Senat des BSG

ent—

schieden (BSGE SN, 223, 226), daß in den Fällen der vorliegenden

Art wegen des noch fortdauernden Verfahrens über den Verwal-

tungsakt, dessen
Aufhebung begehrt wird, nicht mehr 5 627 RVG aF,

sondern 5 M4 des
Sozialgesetzbuches -Verwaltungsverfahreni

(SGB
X) anzuwenden ist. Da nach 5 NH SGB X nicht mehr erforder-

lich ist, daß der Sozialleistungsträger von
der Unrichtigkeit der

früher getroffenen
Feststellung

überzeugt ist oder als überzeugt

gelten muß, hat der erkennende Senat unter Berücksichtigung

dieser Entscheidung des Großen Senats das Urteil des LSG vom

zu. März 1982 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


und Entscheidung zurückverwiesen (Urteil vom 31. August 1983

—2 RU 22/83—).

Das LSG hat eine Auskunft des Bundesministeriums für Arbeit und

Sozialordnung (BMA) darüber eingeholt, ob die höhere Bewertung

der MdB im Versorgungs- und Schwerbehindertenrecht ab 1965 auf

allgemeinen, von der Bewertung der MdB speziell im Versorgungs—

wesen unabhängigen neuen Erkenntnissen zur MdE beruhe. In dem

Antwortschreiben des BMA vom 23. März 1984 heißt es ua unter

Bezugnahme auf ein Rundschreiben vom 1. Juni 1965 (BVBl 1965,

91): Die Heraufsetzung der Mindesthundertsätze beruhe auf neuen

wissenschaftlichen Erkenntnissen und auf den Erfahrungen über die

Auswirkungen der Schädigungsfolgen unter den gegenwärtigen Le—

bensumständen, weitergehende Materialien hätten nicht ermittelt

werden können. Es könne jedoch als sicher angenommen werden, daß

die Erhöhung des Mindesthundertsatzes auf den Aussagen der in der

Arbeitsgruppe Chirurgie/Orthopädie zur Überarbeitung der An—

halt3punkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im Versorgungs-

wesen im Jahre 196” gehörten Sachverständigen und auf der Bera—

tung der versorgungsmedizinischen Sektion des Ärztlichen Sach—

verständigenbeirates beim BMA basiere.

Durch Urteil vom 8° August 1984 hat das LSG das Urteil des SG

aufgehoben und die Klage abgewiesen. In dem Urteil des LSG ist ua

ausgeführt: Nach % AU SGB X seien nur solche Verwaltungsakte zu

überprüfen, die bei ihrem Erlaß rechtswidrig seien. Der nach—

trägliche Eintritt von Faktoren, die eine Nichtübereinstimmung
$.

zwischen dem Ausspruch des Verwaltungsaktes und der materiellen
“h
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Rechtslage bewirkten, könne nicht nach % HU SGB X berücksichtigt

werden. Beim Kläger liege eine unfallbedingte Unterschenkelampu-

tation mit günstigen Stumpfverhältnissen und einem 23 cm langen,

also auch längenmäßig günstigen Stumpf vor; Neurome oder sonstige

negative Besonderheiten und Auswirkungen fehlten. Es lasse sich

auch nicht feststellen, daß die Beklagte bei Erlaß des Bescheides

vom 8. November 1961 das Recht unrichtig angewandt hätte. Die

Bemessung der unfallbedingten MdB des Klägers entspräche den

seinerseits maßgebenden gesetzlichen Bestimmungen und zugleich.

der damals ständigen Praxis der Unfallversicherungsträger. Es.

seien auch nicht rückwirkend geltende neue Erkenntnisse und Er—

fahrungen belegt oder zu ermitteln. Der Kläger berufe sich zu

Unrecht auf die im Jahre 1965 vorgenommene Änderung der MdB—Be—

wertung bei Unterschenkelverlust im Versorgungsrecht. Da es an

jeglicher Dokumentation über die Grundlagen und Gründe der zahl—

reichen Änderungen von Mindestvomhundertsätzen fehle, ließen sich

auch hinsichtlich der hier strittigen Frage keine genauen Fest-

stellungen treffen. Die Hervorhebung der Auswirkung von Schädi-

gungsfolgen auf die gegenwärtigen Lebensumstände deute darauf

hin, daß eine Änderung der allgemeinen Lebensführung der Be—

völkerung das Ministerium bewogen haben könnte, gewisse Mindest-

hundertsätze heraufzusetzen.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Der Käger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und zur Begründung ua

ausgeführt: Das LSG sei zu Unrecht davon ausgegangen, daß nach-

träglich eingetretene Faktoren nicht im Rahmen des 5 MM SGB X
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berücksichtigt werden könnten„ Auch das Urteil des Senats vom

30. September 1980 (2 RU 31/80) stehe dieser Auffassung entge—

gen. Dies gelte auch für das Urteil vom 18. Dezember 1979 (2 RU

70/79). Es sei auch nicht gemäß $ 581 Abs 2 BVG beachtet worden,

daß er — der Kläger — den Arbeitsunfall bei seinem seemännischen

Einsatz erlitten habe. Unzutreffend sei die Auffassung des LSG,

daß die Bewertung der Unterschenkelamputation mit einer MdB um

50 vH im Schrifttum keine Stütze gefunden habe. Der Käger wie-

derholt auch sein Revisionsvorbringen in den Verfahren 2 RU 31/80

und 2 RU 22/83. Danach sei es mit dem Gleichheitssatz nicht ver—

einbar, daß bei Entschädigungsleistungen nach dem Bundesversor-

gungsgesetz (BVG) anders als in der gesetzlichen Unfallversiche—

rung der Unterschenkelverlust mit einer MdE um mindestens 50 vH

bewertet würde. Die gleiche Behandlung sei auch nach % 581 Abs 3

Satz 3 EVO notwendig. Den Leistungsträgern sei es verwehrt, den

Ausfall von Funktionen im Rahmen verschiedener Gesetze unter—

schiedlich zu bewerten.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgerichts vom

8„ August 198ü die Berufung des Beklagten

gegen das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe

vom 23° Januar 1979 zurückzuweisen,

hilfsweise,
Ax„r»‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht
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zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (% 123 Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Die zulässige Revision ist nicht begründet.

Soweit sich im Einzelfall ergibt, daß bei Erlaß eines Verwal-

tungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachver—

halt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und

soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder

Beiträge zu Unrecht erhoben werden sind, ist der Verwaltungsakt,

auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die

Vergangenheit zurückzunehmen (5 MM Abs 1 Satz 1 SGB X). Diese

Vorschrift ist auch hier wegen des noch andauernden Verwaltungs—

verfahrens über den angefochtenen Verwaltungsakt anwendbar, ob—

gleich dieser Verwaltungakt am 23. Mai 1978 und somit vor In-

krafttreten des SGB X am 1. Januar 1981 ergangen ist (BSGE 5”,

223, 226; BSG Urteil vom 31. August 1983 -2 RU 22/83—). Dabei
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ist anders als nach S 627 RVO aF nicht mehr erforderlich, daß der

Sozialleistungsträger von der Unrichtigkeit der Leistungsfest-

stellung überzeugt ist oder als überzeugt gelten muß (BSG SozR

2200 S 1251 Nr 102; BSG Urteil vom 31. August 1983 —2 RU

22/83-).

Eine Leistung kann auch zu Unrecht teilweise nicht erbracht wer—

den, wenn aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse die un-

fallbedingte MdB zu niedrig festgestellt ist (BSG Urteile vom

18. Dezember 1979 -2 RU 70/79— und 30. September 1980 —2 RU

31/80—; BSG SozR Nr M zu 5 627 EVO; Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung, 1.-10. Aufl, S 232d IV).

Die Bemessung der unfallbedingten MdB richtet sich nach dem Um-

fang der Beeinträchtigung des körperlichen und geistigen Lei—

stungsvermögens des Verletzten durch die Unfallfolgen und dem

Umfang der dem Verletzten dadurch verschlossenen Arbeitsmöglich-

keiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens (s Brackmann aaO

S 568g ff mwN). Hierbei kommt es immer auf die gesamten Umstände

des Einzelfalles an (s BSGE M, 1ü7‚ 149; 31, 185, 186; BSG SozR

2200 9 581 Nr 6; BSG Urteil vom 30. August 198“ -2 RU 65/83—;

Brackmann aaO S 5690 mwN). Die Beurteilung, in welchem Umfang die

körperlichen und geistigen Fähigkeiten des Verletzten durch Un-

fallfolgen beeinträchtigt sind, liegt in erster Linie auf ärzt-

lich-wissenschaftlichem Gebiet (s BSGE &, 1M7, 1M9; M1, 99, 101;

BSG Urteil vom 30. August 198” aaO; Brackmann aaO S 570a mwN).

Ärztliche Meinungsäußerungen darüber, inwieweit derartige Beein-

trächtigungen sich auf die Erwerbsfähigkeit auswirken, haben
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keine verbindliche Wirkung; sie sind aber eine wichtige und

vielfach unentbehrliche Grundlage für die richterliche Schätzung

der MdB, vor allem soweit sie sich darauf beziehen, in welchem

Umfang die körperlichen und geistigen Fähigkeiten des Verletzten

durch Unfallfolgen beeinträchtigt sind (BSG aaO). Bei der Bewer-

tung der MdB sind auch die von der Rechtsprechung und von dem

versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrift-

tum herausgearbeiteten allgemeinen Erfahrungssätze zu beachten,

die zwar nicht für die Entscheidung im Einzelfall bindend sind,

aber Grundlage für eine gleiche, gerechte Bewertung der MdB in

den zahlreichen Parallelfällen der täglichen Praxis bilden (3 ua

BSGE 4, 147; 31, 185, 186; BSG SozR Nr 9 zu $ 581 RVO; BSG Ur—

teile vom 18. Dezember 1979 -2 RU 70/79- und vom 30. August

198" aaO; Brackmann aaO S 570b mwN). Das LSG ist aufgrund der

getroffenen Feststellungen zu dem Ergebnis gelangt, daß beim

Kläger eine unfallbedingte Unterschenkelamputation mit günstigen

Stumpfverhältnissen und einem 23 cm langen, also auch längenmäßig

günstigen Stumpf vorliegt, und Neurome oder sonstige negative

Besonderheiten und Auswirkungen fehlen. Aufgrund dieses Befundes

ist das LSG gestützt auf die allgemeinen Erfahrungssätze bei der

Bewertung der MdB davon ausgegangen, daß die unfallbedingte MdB

um MO vH weiterhin zutreffend bewertet ist. Gegen die tatsäch-'

lichen Feststellungen und die darauf beruhende Beweiswürdigung

des LSG sind Verfahrensrügen nicht vorgebracht.

Auch die allgemeinen Erfahrungssätze über die Bewertung der MdB,

die sich zumeist in jahrzehntelanger Entwicklung gebildet haben,

können in regelmäßigen Zeitabständen und müssen gegebenenfalls
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bei neuen
wissenschaftlichen

Erkenntnissen daraufhin geprüft

werden‚
ob

sie
den technischen

Entwicklungen
und den Änderungen

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie gewandelten sozialmedizi-

nischen Anschauungen und neuen
sozialmedizinischen

Erkenntnissen

anzupassen sind (BSG Urteil vom 30. August 198ß aaO; Brackmann

aaO S 570b mwN; vgl auch BSG SozR 2200 5 581 Nr 6). Das Beru-
fungsgericht

hat diese Prüfung vorgenommen. Es ist aufgrund der

Stellungnahme des ärztlichen Direktors am Berufsgenbssenschaft-

lichen Unfallkrankenhaus Hamburg Dr. Z vom 11. Januar 1982

zu der Feststellung gelangt, daß in dem hier maßgebenden Bereich

eine Änderung der allgemeinen Erfahrungssätze über die Bewertung

der MdB in der Praxis der unfallversicherungsrechtlichen Begut-

achtung nicht eingetreten ist. Dies gilt auch für die ebenfalls

zu beachtende Praxis der Beklagten (3 BSG Urteil vom 18. Dezem—

ber 1979 —2 RU 70/69—). Zwar hat die Beklagte die MdE in wesent-

lich mehr Fällen des unfallbedingten Unterschenkelverlustes mit

50 VB und nicht mit ü0 vH bewertet. Dies beruht aber darauf, daß

in den Fällen
einer

höheren Bewertung die Stumpfverhältnisse

nicht günstig oder zusätzliche Unfallfolgen festgestellt sind.

Auch im Schrifttum hat sich eine höhere allgemeine Bewertung für

die MdE bei Unterschenkelverlust mit günstigen Stumpfverhält-

nissen bei langem Unterschenkelstumpf - jedenfalls bisher — nicht

durchgesetzt. Zwar sind Liniger/Molineus (Der Unfallmann,

9. Aufl, 197“, S 237, 250) der Auffassung, daß die MdB nach

einer Unterschenkelamputation auch bei voll funktionstüchtigem

Stumpf mit 50 vH zu bewerten sei. Diese Bewertung teilen aber

andere Autoren nicht (vgl ua Günther/Hymmen, Unfallbegutachtung,

7. Aufl, 1980, S 103; Schönberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsun-
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fall und Berufskrankheit, 3. Aufl, 1984, S 897; Bereiter-Hahn/'

Schieke/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, U. Aufl,
An-f

hang 12 S J 017; Arens in Marx, Medizinische Begutachtung,

4. Aufl, 1981, S 280, 288; Rompe/Fritzch in Rompe/Erlenkämper,

Begutachtung der Haltungs- und Bewegungsorgane, 1978, S 155).

Krösel/Zrubecky (Die Unfallrente, 3. Aufl, 1980, S 7, 88) gehen

sogar aufgrund neuer Bewertungen von einer MdB um nur 30 vH aus.

Dabei werden neben einer insoweit verbesserten Prothetik (so

- bei weiterhin einer MdB um MO vH — Arens aaO) auch die Verän-

derungen im Arbeitsleben als Grund für die Beibehaltung der MdE

angeführt (s Arens aaO; Krösel/Zrubecky aaO S 7 — für eine Her-

absetzung -).

1

Auch aus der nach dem Bescheid der Beklagten vom 8. November

1961 im Geltungsbereich des BVG im Jahr 1965 vollzogenen Bewer—

tung der MdB bei Unterschenkelverlust mit mindestens 50 vH läßt

sich die Rechtswidrigkeit dieses Bescheides nicht begründen. Die

Ermittlungen des LSG haben ergeben, daß für die höhere Bewertung

keine Unterlagen zur Verfügung stehen und daß vom BMA auf das

Rundschreiben vom 1. Juni 1965 (BVBI 1965, 91) verwiesen wird.

Nach diesem Rundschreiben beruht die Heraufsetzung der Mindest-

hundertsätze auf wissenschaftlichen Kenntnissen und Erfahrungen

über die Auswirkung der Schädigungsfolgen unter den gegenwärtigen

Lebensumständen. Diese Aussage bezieht sich jedoch auf die Be-'

wertung von Schädigungsfolgen iS des BVG, die in diesem Bereich

durch vom BMA erlassene bindende Rechtsvorschriften festgelegt

ist (s BSGE 29, M1; BSG SozR 3100 S 30 Nr 13), die nicht nur für

die Bewertung der MdB bei Unterschenkelverlust zT höhere Grade
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als in der gesetzlichen Unfallversicherung zugrunde gelegte Er—

fahrungssätze aufweisen. Deshalb können für die betroffene Ver—

waltung bindend auch bei der Festlegung von neuen Mindestsätzen

die spezifischen, das BVG und andere Gesetze (ZB das Schwerbe—

hindertengesetz) betreffende Erwägungen einfließen. Es ist je-

denfalls nicht festzustellen, daß die Erhöhung der Mindestsätze

für den Anwendungsbereich des BVG auf Gründen beruht, nach denen

auch die Weitergeltung der Erfahrungssätze in der gesetzlichen

Unfallversicherung als nicht mehr gerechtfertigt angesehen und

deshalb die Feststellung der unfallbedingten MdB des Klägers mit

No vH als rechtswidrig angesehen werden müßte. Auch der 9b Senat

des BSG hat in seinem Urteil vom 23. Juni 1982 (SozR 2200 S 581-

Nr 15) auch unter Bezugnahme auf die von dem Kläger zitierte

Entscheidung des 8. Senats des BSG vom 27. Januar 1976 (SozR

aaO Nr 6) ausgeführt, "obwohl für die Bemessung der MdB in diesen

beiden Rechtsgebieten im allgemeinen gleiche Kriterien gelten und

eine medizinische oder rechtliche bindend fundierte Unterschei—

dung bei der MdB-Bemessung nicht einzusehen ist (vgl BSG SozR

2200 5 581 Nr 6), ist dennoch zu beobachten, daß für vergleich—

bare Funktionsausfälle in den beiden Rechtsgebieten unterschied-

liche Bewertungen als rechtens angesehen werden". Ob die hierfür

als maßgebend diskutierten Gründe (3 ua BSGE Ho, 120, 123; BSG

SozR aaO Nr 15; Rauschelbach, Das neurologische Gutachten, 198“,

S 35; Weber in Rompe/Erlenkämper aaO S U3; Erlenkämper/Rompe

DMedSachV 198“, 112; Möllhoff, Lebensversicherungsmedizin 1985,

32) die unterschiedlichen Bewertungen rechtfertigen, bedarf hier

schon deshalb keiner näheren Erörterung, weil — wie bereits dar—

gelegt — nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG nicht
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entschieden werden kann, die für die gesetzliche Unfallversiche—

rung für zutreffend erachteten allgemeinen Bewertungsmaßstäbe

seien unrichtig, soweit sie niedriger als die für den Bereich des

BVG festgestellten Werte sind. Dem Urteil des 8. Senats des BSG

vom 27. Januar 1976 (aaO) ist nichts anderes zu entnehmen; denn

auch in dieser Entscheidung hat das BSG eine höhere Bewertung der

Unfallfolgen nicht allein deshalb für notwendig erachtet, weil

sie für den Bereich des BVG gelten, sondern weil das BSG eine

höhere Bewertung auch für den Bereich der gesetzlichen Unfall-

versicherung für zutreffend gehalten hat. Vor allem hat auch der

8. Senat des BSG in diesem Urteil die unfallbedingte MdB nicht

gleich hoch wie die im Bereich des BVG festgestellt. Der vom

8. Senat des BSG entschiedene Fall war zudem dadurch geprägt,

daß bei dem Verlust einer Niere für die Beurteilung der MdB in

beiden Rechtsgebieten wesentlich weniger Abweichungen aufweisbar

sind als bei der MdB durch Amputationen. Eine Verletzung des

Gleichheitssatzes allein durch unterschiedliche Bewertung von

Unfallfolgen in der gesetzlichen Unfallversicherung und von

Schädigungsfolgen im Entschädigungsrecht ist auch vom BSG in den

angeführten
Urteilen nicht angenommen worden (3 außerdem ua BSG

Urteil vom 30. Juli 196M —9 RV 1122/60- : Versorgungsbeamte

1964, Rechtsprechungs—Nr 133; LSG Berlin KOV-Mitteilungen Berlin

1979, 6; Hessisches LSG Breithaupt 1980, 8U2, 8Uü). Der erken-

nende Senat folgt dieser Auffassung, weil die Beurteilung einer

Verletzung des Gleichheitssatzes insoweit nicht punktuell auf den

Grad der MdB abgestellt sein darf, sondern zB auch berücksich-

tigen muß, daß nach den grundsätzlich verschiedenen Systemen der

Entschädigung in der gesetzlichen Unfallversicherung und der so—
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zialen Entschädigung ua die Grundrente nach dem BVG bei einer MdB

um 50 vH zur Zeit 286‚—- DM beträgt, während der Kläger bei einer

unfallbedingten MdE um “0 vH eine wesentlich höhere Verletzten—

rente erhält. Selbst die Grundrente nach einer MdB um 50 VB und

die volle Ausgleichsrente, die um das anzurechnende Einkommen zu

mindern ist, würde mit 6ü8,-- DM noch unter der Verletztenrente

des Klägers liegen. Entsprechendes gilt für eine unterschiedliche

Bewertung der MdE in der gesetzlichen Unfallversicherung und dem

Schwerbehindertenrecht. Aus den zum Teil höheren MdB-Graden im

Schwerbehindertenrecht für Verletzungsfolgen kann ebenfalls wegen

der unterschiedlichen Zielsetzung der abstrakten Schadensberech—

nung im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung und der Fest-

stellung der MdB-Grade im Schwerbehindertenrecht weder geschlos-

sen werden, die allgemeinen Bewertungsmaßstäbe in der gesetzli—

chen Unfallversicherung seien deshalb unrichtig, noch ein Verstoß

gegen den Gleichheitssatz wegen unterschiedlicher Bewertungen in

beiden Rechtsgebieten abgeleitet werden.

Schließlich ist der Bescheid der Beklagten vom 8. November 1961

auch nicht wegen einer unrichtigen Bewertung der MdB unter Be—

rücksichtigung des % 581 Abs 2 RVO rechtswidrig. Selbst wenn der

Kläger aufgrund seiner Unterschenkelamputation im Alter von

19 Jahren den erlernten Beruf eines Seemannes oder einen anderen

Lehrberuf nicht mehr ausüben könnte, ist deshalb die MdB nicht

nach dieser Vorschrift höher zu bewerten (vgl ua BSGE 23, 253,

256; 28, 227, 229; 39, 31, 32; BSGUrteil vom 22. August 1971;

-8 RU 66/73—; Brackmann aaO S 569 mwN). Die von der Revision an-

geführten Beschwerden des Kläger bei der Ausübung seines ambu—
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lanten Gewerbes rechtfertigen keine andere Entscheidung, da diese

Einschränkungen seiner Erwerbsfähigkeit Umstände bilden, die von

der Gewährung der Verletztenrente erfaßt werden.

Da somit nicht festzustellen ist, daß die bei der Bewertung der

unfallbedingten MdB des Klägers zugrunde gelegten allgemeinen

Erfahrungssätze aufgrund neuer Erkenntnisse und Erfahrungen sich

als unrichtig erwiesen haben, braucht auf die Auffassung des LSG

nicht näher eingegangen zu werden, daß eine Änderung der für die

allgemeinen Erfahrungssätze maßgebenden allgemeinen Lebensver—

hältnisse keine Neufeststellung nach % MU SGB X rechtfertigen

könnten (5 zum Streitstand auch Brackmann aaO S 582i/583). Es

bedarf deshalb auch keiner näheren Erörterung, daß unter Zugrun—

delegung dieser Auffassung des LSG zu % UM SGB X eine neue Fest-

stellung der unfallbedingten MdB wegen Änderung der Verhältnisse

gemäß % ü8 SGB X zu prüfen wäre; denn der Kläger begehrt eine

Neufeststellung seiner Verletztenrente und es ist Aufgabe des

Gerichts, alle hierfür in Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen

zu prüfen. Besondere prozessuale Voraussetzungen sind für eine

auf $ “8 SGB X gestützte Klage gegenüber einer auf % MM SGB X

gestützten Klage nicht gegeben. Nach den Feststellungen des LSG

sind aber auch die Voraussetzungen des @ M8 SGB X nicht erfüllt,'

wie den vorstehenden Ausführungen des Senats zu entnehmen ist.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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